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MD-VD - 478-1/07 Wien, 20. April 2007 

Entwurf eines Bundesgesetzes, 

mit dem das Gefahrgutbeförderungs- 

gesetz geändert wird (GGBG-No- 

velle 2007); 

Begutachtung; 

Stellungnahme 

 

zu BMVIT-151.126/0002-II/ST8/2007 

 

 

An das 

Bundesministerium für  

Verkehr, Innovation und Technologie 

 

 

Zu dem mit Schreiben vom 15. März 2007 übermittelten Entwurf eines Bundesgeset-

zes wird nach Anhörung des Unabhängigen Verwaltungssenates Wien wie folgt Stel-

lung genommen: 

 

Zu Z 14 (§ 26 Abs. 4): 

 

Im 5. Satz, 1. Halbsatz, gehört „dem“ gestrichen sodass dieser wie folgt lautet: „Über 

Ausstellung und Verlängerung sowie die zugrundeliegenden Untersuchungen ...“ 
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Zu Z 15 (§ 27 Abs. 2 und 3): 

 

Zu § 27 Abs. 3 wird vorgeschlagen, die Z 4 dahingehend zu überdenken, dass vom 

Lenker begangene geringfügige Verletzungen von Vorschriften, die in Z 4 genannt 

sind, nicht dieser Stelle sondern § 27 Abs. 2 lit. c zugeordnet werden. 

 

Dies hätte den Vorteil, dass der Lenker, ebenso wie der Beförderer, durch Organstraf-

verfügung bestraft werden könnte und ihn für geringfügige Gesetzesverstöße nicht die 

mögliche Höchststrafe von EUR 4.000,-- treffen würde. 

 

 

 Für den Landesamtsdirektor: 

 

 

 Mag. Michael Raffler 

Mag. Andreas Wostri Senatsrat 

 

 

 

Ergeht an: 

1.  Präsidium des Nationalrates 

 

2.  alle Ämter der Landes- 

regierungen 

 

3.  Verbindungsstelle der 

Bundesländer 

 

4.  MA 65 

(zu MA 65 - 1055/2007) 

mit dem Ersuchen um Weiter- 

leitung an die einbezogenen 

Dienststellen 
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